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Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schrift-
lichen Beantwortung 
 
 
 
 
Abgeordneter Harry Czeke (DIE LINKE) 
 
 
Managementpläne und FFH-Gebiete 
 
Kleine Anfrage - KA 6/7907 
 
 
Vorbemerkung/Begründung des Fragestellenden: 
 
 
Antwort der Landesregierung 
erstellt vom Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt 
 
1. Ist für jedes FFH-Gebiet zwingend ein Managementplan (MMP) zu erarbei-

ten? Wenn ja, auf welcher rechtsverbindlichen Grundlage hat das zu ge-
schehen? 

 
Nein. 
 
2. Sind MMP nach Fertigstellung verbindliche Pläne für Grundeigentümer und 

Nutzungsberechtigte? 
 
Nein. 
 
3. Welche Inhalte in einem MMP sind zwingend erforderlich und werden die 

MMP bzw. auch die Inhalte im Konsens mit den Grundeigentümern erarbei-
tet und veröffentlicht? 

 
Es gibt keine verbindlichen Vorgaben für Managementpläne. Bei den vom Lan-
desamt für Umweltschutz an Planungsbüros vergebenen Managementplänen wur-
den, soweit bekannt, die Bewirtschafter und die Eigentümer einbezogen. Ein Kon-
sens wurde nicht hergestellt. 
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4. Nach welchen Vorgaben werden in Sachsen-Anhalt die Natura 2000-Gebiete 

rechtlich gesichert und welche Rechtsgrundlagen verlangen die in Sach-
sen-Anhalt praktizierten NSG-Ausweisungen zur Umsetzung der FFH-
Richtlinie oder sind auch Verfahren möglich, die die Rechte von Grundei-
gentümern weniger einschränken?  
Wenn ja, warum werden diese in Sachsen-Anhalt nicht angewendet? 

 
Für die rechtliche Umsetzung von Natura 2000-Gebieten kamen in Sachsen-Anhalt 
bisher Naturschutzgebietsverordnungen und vertragliche Vereinbarungen zum Tra-
gen.  
 
Für die Ausweisung von Naturschutzgebieten gelten die Regeln des Bundes- und 
Landesnaturschutzgesetzes. Dabei ist auch die vom Grundgesetz vorgegebene So-
zialbindung des Eigentums zu berücksichtigen. 
 
Derzeit wird durch die Arbeitsgruppe Natura 2000 und deren Unterarbeitsgruppen 
geprüft, welche Alternativen und Vereinfachungen für die Ausweisung von Natura 
2000-Gebieten bestehen. 
 
5. Wie setzen andere Bundesländer (z. B. Mecklenburg-Vorpommern, Thürin-

gen, Bayern) Natura 2000 um? 
 
Im 2012 hat die Europäische Kommission fünfzehn Mitgliedstaaten, darunter 
Deutschland gebeten, über die Umsetzung von Natura 2000 zu berichten. Die Ant-
worten Deutschlands, aufgeschlüsselt nach Bundesländern, sind als Anlage beige-
fügt. Es ist darauf hinzuweisen, dass die organisatorischen, datenmäßigen, und lan-
desrechtlichen Voraussetzungen in allen Bundesländern unterschiedlich sind. Eine 
Vergleichbarkeit ist weitestgehend ausgeschlossen, weshalb die Antworten Deutsch-
lands an die EU-Kommission auch nach Bundesländern aufgeschlüsselt sind. 
 
6. Wie werden Eigentümer und Nutzungsberechtigte in anderen Bundeslän-

dern in die Erarbeitung einbezogen und in welchen Bundesländern werden 
analog zu Sachsen-Anhalt FFH-Gebiete zu Naturschutzgebieten erklärt? 

 
Auf die Antwort zu Frage 5 wird verwiesen. 


















































